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Teil 1 

Einleitung 

A. Gegenstand und Ziel der Untersuchung 

Ausweislich seiner Präambel bestätigt der Vertrag über die Europäische 
Union!, daß die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft entschlos-
sen sind, den mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft eingeleite-
ten Prozeß der europäischen Integration auf eine neue Stufe zu heben und 
dabei mit dem Prozeß der Schaffung einer immer engeren Union der 
Völker Europas im Rahmen der Verwirklichung des Binnenmarktes sowie 
der Stärkung des Zusammenhalts und des Umweltschutzes den wirtschaftli-
chen und sozialen Fortschritt ihrer Völker zu fördern und Politiken zu ver-
folgen, die gewährleisten, daß Fortschritte bei der wirtschaftlichen Integra-
tion mit parallelen Fortschritten auf anderen Gebieten einhergehen. Auf der 
anderen Seite weist mit bemerkenswerter Eindeutigkeit die Präambel mit 
den Worten, "entschlossen, den Prozeß der Schaffung einer immer enger 
werdenden Union der Völker Europas, in der die Entscheidungen entspre-
chend dem Subsidiaritätsprinzip möglichst bürgernah getroffen werden, 
weiterzuführen" darauf hin, daß es zwar einerseits darum geht, die euro-
päische Integration voranzutreiben und in der Europäischen Union zu voll-
enden, andererseits jedoch zugleich mittels des Subsidiaritätsprinzips den 
Rang und die Stellung der nationalen Rechts miteinzubeziehen. Der allge-
meine Grundsatz der Subsidiarität nach Art. 5 [ex-Art. 3 b] Abs. 2 EGV 
enthält in Verbindung mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach 
Art. 5 [ex-Art. 3 b] Abs. 3 EGV folglich eine konsequente Absage an die 
Uniformität eines europäischen Rechtszustandes, der die gewachsenen 
geschichtlichen und rechtskulturellen Eigenarten der verschiedenen nationa-
len Rechtssysteme übergeht und verdrängt. 

Im Hinblick auf den sich hieraus ergebenden Widerstreit zwischen not-
wendiger Rechtsvereinheitlichung und hinreichender Rechtsvielfalt schrieb 
Kötz im Jahre 1986: 

,,zu den Kosten der Rechtsvereinheitlichung gehört vor allem die Einbuße des 
Nutzens, den Rechtsvielfalt hat. Denn nur dort, wo Rechtsvielfalt erlaubt ist, 
bleibt dem parlamentarischen Kräftespiel <vor Ort> die Chance zu eigener rechts-
politischer Gestaltung. Nur dort können sich unterschiedliche Lösungen entwik-

I ABI. 1992, C 191, S. I ff.; BGBI. 1992 H, S. 1251 ff. 
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kein, nur dort können sie miteinander in Wettbewerb treten, und nur dort bilden 
sich jener Erfahrungsschatz und jene Lösungsvielfalt, deren auch der Einheitsge-
setzgeber bedarf, wenn eines Tages ein wirkliches Bedürfnis für einheitliches 
Recht gegeben sein sollte ... 2 

Aus diesem Grund werden in der Praxis Wege gesucht, die Auswirkungen 
der Rechtsangleichung auf die nationalen Rechtsordnungen auf das erfor-
derliche Maß zu begrenzen. Eine Möglichkeit hierfür bietet das Konzept 
der Mindestharrnonisierung, das die Rechtsangleichung auf das Setzen von 
Mindeststandards beschränkt, und den Mitgliedstaaten einen dahingehenden 
nationalen Gestaltungsspielraum überläßt, den jeweiligen Gemeinschafts-
rechtsakt durch strengere nationale Regelungen ergänzen zu können. Ziel 
der vorliegenden Arbeit ist es, die Möglichkeiten des Konzepts der Min-
destharmonisierung als mögliche Auflösung des Widerstreits zwischen voll-
ständiger Harmonisierung und Rechtsvielfalt auszuloten, um festzustellen, 
inwieweit das Konzept eine Entwicklungsperspektive für eine fortschrei-
tende europäische Integration darstellt. 

B. Gang und Methodik der Untersuchung 

Im einzelnen soll sich die Untersuchung wie folgt gestalten: 

Der zweite Teil geht zunächst auf die Grundlagen der Harmonisierung 
gemäß dem EG-Vertrag ein. Nach einer einleitenden Klärung des Begriffs 
und Wesens der Harmonisierung werden deren Ziele, wie sie sich aufgrund 
des EG-Vertrages darstellen, behandelt. Sodann werden Rechtsgrundlagen 
und Rechtsinstrumente der Harmonisierung erörtert, um hierauf aufbauend 
das Konzept der Mindestharmonisierung in die von der Wissenschaft unter-
schiedenen Harmonisierungsmethoden einzuordnen. Den zweiten Teil der 
Untersuchung abschließend werden die sich aus dem EG-Vertrag selbst 
ergebenden Schranken für eine Harrnonisierung sowie deren Auswirkungen 
auf die Harrnonisierungsintensität von Gemeinschaftsrechtsakten näher 
durchleuchtet. 

Vor dem Hintergrund der vorstehenden Erkenntnisse wird im dritten Teil 
die rechtliche Vereinbarkeit des Konzepts der Mindestharmonisierung mit 
dem EG-Vertrag untersucht. Ausgehend von den ausdrücklichen primär-
rechtlichen Ermächtigungsnormen für Mindestharrnonisierungen gemäß 
dem EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht und der Fassung von 
Amsterdam wird festgestellt, inwieweit eine Mindestharmonisierung auch 
von anderen Ermächtigungsgrundlagen gedeckt wird, die keine bestimmte 
Harrnonisierungsintensität vorsehen, und sich somit als allgemeine Harmo-
nisierungsaltemative im Rahmen des EG-Vertrages darstellt. Hieran anknüp-

2 Kötz, RabelsZ 1986, S. 1 ff. (12). 
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fend wird der Umfang des sich sowohl aus den primärrechtlichen als auch 
sekundärrechtlichen Schutzverstärkungsklauseln ergebenden nationalen 
Gestaltungsspielraums durchleuchtet, um anschließend auf die formellen 
Erfordernisse bei der Wahrnehmung des Gestaltungsspielraums und dessen 
materielle Schranken einzugehen. 

Im vierten Teil der Arbeit wird die auf der sogenannten "Neuen Strate-
gie" beruhende Harmonisierungspraxis der Gemeinschaft untersucht. Hier-
bei werden Vorteile und Grenzen sowohl des Konzepts der Harmonisierung 
als auch des Konzepts der gegenseitigen Anerkennung erörtert. Auf diese 
Weise wird unter Berücksichtigung US-amerikanischer Erfahrungen festge-
stellt, inwieweit auf europäischer Ebene eine Harmonisierung erforderlich 
ist und sich mithin auch ein Anwendungsbereich für das Konzept der Min-
destharmonisierung ergeben kann und in welchem Rahmen dem Konzept 
der gegenseitigen Anerkennung der Vorzug zu geben ist. 

Auf diesen Erkenntnissen aufbauend wird sodann im fünften Teil der 
Untersuchung auf den Anwendungsbereich des Konzepts der Mindesthar-
monisierung eingegangen. Hierbei wird zuerst der sich aufgrund der Har-
monisierungspraxis der Gemeinschaft ergebende Anwendungsbereich des 
Konzepts untersucht, um dann auf der Grundlage dieser Feststellungen all-
gemeine Kriterien für den Erlaß von Mindestvorschriften auf europäischer 
Ebene zu entwickeln. 

Den Schluß bildet der sechste Teil, der eine zusammenfassende Bewer-
tung des Konzepts der Mindestharmonisierung enthält. In diesem Rahmen 
wird anhand der Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 22. Dezember 
1986 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über den Verbraucherkredie untersucht ob und inwieweit die 
Mitgliedstaaten tatsächlich von dem ihnen aufgrund des Konzepts der 
Mindestharmonisierung eingeräumten nationalen Gestaltungsspielraum 
Gebrauch gemacht haben. 

3 RL 871102/EWG, ABI. 1987, L 42, S. 48 ff. i.d.F. RL 90/88/EWG, ABI. 
1990, L 61, S. 14 ff. 

2 Wagner 
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